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Die Vorhabenträgerin, die SachsenEnergieBau GmbH Dresden, hat bei 
der Landeshauptstadt Dresden, untere Wasserbehörde, einen Antrag 
auf wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
für das Vorhaben „Grundwasserabsenkung sowie Einleitung in ein 
öffentliches Gewässer im Zusammenhang mit dem Neubau der 110 
kV-Anlage 132 – Dresden - Bauabschnitt BA 11“ gestellt. Dabei macht 
sich in zwei Bereichen eine zeitlich begrenzte Grundwasserabsenkung 
sowie -ableitung von je 6 bis 12 Wochen erforderlich.

Bei einer Betroffenheit von grundwasserabhängigen Ökosystemen 
würde diese Grundwasserabsenkung bzw.  ableitung dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nach § 7 Abs. 2 UVPG 
i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.3 unterliegen – siehe dort unter: „Entnehmen, 
Zutagefördern oder Zutageleiten von Grundwasser oder Einleiten 
von Oberflächenwasser zum Zwecke der Grundwasseranreicherung, 
jeweils mit einem jährlichen Volumen an Wasser von 5 000 m³ bis we-
niger als 100 000 m³, wenn durch die Gewässerbenutzung erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme 
zu erwarten sind.” 

Für Sachsen sind keine Datenbestände zu grundwasserabhängigen 
Ökosystemen verfügbar. Daher wurde hilfsweise auf das „Sächsische 
Informationssystem Moore und organische Nassstandorte (SIMON)“ des 
Sächsischen Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
zurückgegriffen, mit welchem Torfstandorte lokalisiert werden können. 
Für das Vorhabensgebiet sind keine Torfstandorte verzeichnet. Im Auf-
trag der Vorhabenträgerin wurde aufgrund der unsicheren Datenlage 
zu grundwasserabhängigen Ökosystemen dennoch eine Vorprüfung 
zur Feststellung der UVP-Pflicht vorgelegt. Dies wird aufgrund der 
unsicheren Datenlage zu grundwasserabhängigen Ökosystemen als 
sachgerecht angesehen.

Da für das zu prüfende Vorhaben in Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG 
ein “S” eingetragen ist, beschränkt sich die Prüfung zunächst auf die 
Empfindlichkeit der vorhandenen örtlichen Gegebenheiten. Die stand-
ortbezogene Vorprüfung ist als überschlägige Prüfung in zwei Stufen 
durchzuführen. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob 
bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den 
in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt 

die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Ge-
gebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung 
in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, 
so prüft die Behörde auf der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der 
in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das Neuvorhaben erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Emp-
findlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 
Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
Im Einwirkbereich der Grundwasserabsenkung befinden sich zwei gemäß 
§ 30 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) geschützte Biotope 
(natürlicher bzw. naturnaher Bereich eines fließenden Binnengewässers 
sowie Auwald) (Bereich Wasserhaltung 2), das Landschaftsschutzgebiet 
(LSG) „Wilschdorf-Rähnitzer Sandhügelland“ (Bereich Wasserhaltung 
1 und 2) sowie zwei radwegbegleitende Altbäume (Bereich Wasser-
haltung 2). Es wird eingeschätzt, dass der Bereich des geschützten 
Fließgewässers (Bartlake) trotz der temporären Grundwasserabsenkung 
weiter Wasser führen wird. Der östlich eines Regenrückhaltebeckens 
am Grutzschgenweg entlang der Bartlake kartierte, ebenfalls gemäß 
§ 30 BNatSchG geschützte, Auwaldbereich, der sich im Randbereich 
des Absenkungstrichters befindet, wird für einen Zeitraum von bis zu 
12 Wochen einen um 0,1 bis 0,6 m abgesenkten Grundwasserspiegel 
aufweisen. Aufgrund des relativ kurzen Absenkzeitraums und der be-
schränkten Absenktiefe sowie unter Berücksichtigung der Angepasstheit 
von Auwäldern an schwankende Grund- bzw. Hochwasserbedingungen 
können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die im Vorha-
benbereich vorhandenen geschützten Biotope ausgeschlossen werden. 
Bezüglich der Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet ist nicht 
auszuschließen, dass es zum Absterben einzelner Gehölze kommt. 
Eine landschaftsbildwirksame Veränderung ist unter Berücksichtigung 
der unten aufgeführten Auflagen zum Schutz der zwei im Bereich des 
Absenktrichters vorhandenen Altbäume jedoch nicht zu erwarten, so 
dass es zu keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf 
das betrachtete LSG bzw. die radwegbegleitenden Bäume kommt.

Für die übrigen Schutzgüter (insbesondere Fläche, Boden, Wasser 
und Tiere) sind aufgrund der geringen Empfindlichkeit gegenüber den 
Vorhabenwirkungen sowie der kurzen Dauer und geringen Reichweite 
der Absenkung ebenfalls keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten.

Entscheidung gegen die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung für das Vorhaben „Grundwasserabsenkung sowie 
Einleitung in ein öffentliches Gewässer im Zusammenhang mit 
dem Neubau der 110 kV-Anlage 132 – Dresden – Bauabschnitt  
BA 11 von der Lommatzscher Straße bis zur Wilschdorfer  
Landstraße („UW Rähnitz“)

Öffentliche Bekanntmachung – Umweltverträglichkeitsprüfung
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Insgesamt ist bezüglich der Betroffenheit von Schutzgütern einzu-
schätzen, dass durch das geplante Vorhaben keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter nach § 1 Abs. 2 in 
Verbindung mit Anlage 3 des UVPG zu erwarten sind. Es handelt sich 
um eine räumlich und zeitlich eng begrenzte Maßnahme. 

Verschiedene umweltmediale Einzelaspekte werden im wasserrecht-
lichen Verfahren u. a. durch folgende Auflagen und Hinweise einer 
Lösung zugeführt: 

	■ Auflagen zum Schutz der zwei Altbäume nördlich des Radweges 
westlich der Bartlake,

	■ Festsetzungen zur Beweissicherung und Überwachung des Grund-
wasserstandes (Monitoring), 

	■ Überwachung der Grundwasserbeschaffenheit,
	■ Ausschluss von Grundwasserschädigungen durch Schadstoffe, 
	■ Bedingungen für die Ableitung des zutage geförderten Grundwassers 
über eine Einleitstelle in die Bartlake sowie

	■ Auflagen zur Wiederherstellung von bauzeitlich in Anspruch ge-
nommenen Flächen.

Daraus ergibt sich, dass für das Vorhaben auf die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) verzichtet werden kann.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig 
anfechtbar.

Dresden, 28. April 2026

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister


